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Hina ko.trmt, dass der Betr. nunmehr seit knaoo drei
Momtcn cix Freiheirstrafe verbtißt. All das legt nalie, dass
ihm dh Bzatluug der Geldbuße gerade jetzt in-voller Höhe
nach scinen q,inscbaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten
isr Der argefochtEoe Beschluss war daher aufzuheben.

res Fehlverhalten, ehya die Nichtbefolgung bewilligter Zah-
lungserleichterungeq zu sanltioniercn.

3. DaraD, dass der Beir- anr Zahlung der vollständigen
Geldbuße derzeit wirtschaftlich in der Lage ist, bestanden be-
reits bei Erlass d€r ArordnuDg der Erzwingungshaft erhebli-
che Zweifel- Diese babcn sich durch das Beschwerdevorbrin-
gen verdichtet-

Bereits im fiüheretr \bllsteclqrgsverfahren hat sich der
an die Vollstreckungsbe-

angenommenen wirt-
ftlhrten dazu, dass ihm u.a.

gen in Höhe von 20 €, 50 € bzw. 20 €
und 70 €

istdurchaus üblich, dass unterschiedliche Haftbefehle und Haft-
arten neben- und nacheinander vollstrecK werden (Untersu-
chungshaft und Enwingungshaft: OLG Hamm, NSIZ 2000,135).
Schließlich stehen atrch g 43 Stvolizc und das verfassunge
rechtliche Resozialisierungsgebot einer Bezahlung'von Geldbu-

. ßen aus dem Arbeitsengelt nlcht entgegen. Das teben im Voll-
zug soll den allgemeinen Lebensverhältnissen soveit wje mög-
lich angeglichen werden (S 3 Abs. 1 Stvollzc). Dass sich ein
Schuldner dem vollstreckungsrechtlichen Zugriff seiner Gläubi-
ger ausgesetzt sieht und in seinen Fersönlichen Bedürfnissen
äinschränken muss, entspricht gerade den außeihalb de; Sträf-
vollzugs herrschenden Gegebenheiten; so.dass eind' entsprt
chende Erfahrungeines Strafgefangenen nichtden vollzugllchen
Zielselzungen widerspricht. Durch Ratenzahlung nach S 96
Abs. 2 OWiG kann zudem gewährleistet werden, dass dem Betr.
in ausreichendem lMaße Ejgengeld (5 52 Stvollzclverbleibt, wes
halb es anders als das Uberbrückungsgeld näch 5 51 Abs. 5
Stvollzc auch nicht dem ffändungsschutz der SS 850 ff. ZPO un-
terliegt.
Mit dem zweiten Leitsatz ruft die Kammerzutreffend däs Zielder
Erzwingungshaft in Erinnerung, Dass sich der in der Vergangen-
heit ggf. zahlungsfähige Betr. mittäuschenden Vertröstungen die
Rechtswohltat der Ratenzahlung erschiichen hat, rechtfertjgt
nicht die nachträgliche Anordnung der Erzwingungshaft. Vielmehr
müssen deren Vorausselzungen jm zeitpunK der Anordnung vor-
liegen. lst dies nicht der Fall, ist der zunächstzahlungsfähige Betr.
also nunmehrzahlungsunfähig,so scheidetdieAnordnungderEr-
zwingungshaft aus, Dies ergibt sich aus deren Sinn und Zweck:
Sie ist nicht SanKion für ungebührliches Verhalten, sondern Beu-
gemittel zur Durchsetzungeines staatlichen Zahlungsanspruchs.
Etwas missverständlich ist die durch die Kammer gewählte For-
mulierung, das Gericht häbe Ratenzahlunig "zwingend" zu bewil-
ligen oder die Bewilligungsentscheidung der Vollstreckungsbe
hörde zu überlassen, wenn sich ergebe, dass dem Betr. die Zah-
lung der Gesamtgeldbuße aufgrund seiner wirtschaftlichen Situ-
ation nicht zumutbar sei {Leitsatz 3). Richtig ist, dass sich dle
Anordnung der Enwingungshaft in diesem Fall verbietet. Aller
dings kommt es auch vor, dass der Antrag der Behörde auf An-
ordnung der Enwingungshaft schlicht zurückgewie,sen r,verden
muss, weil dem 8etr. auf äbsehbare Zeit nicht einmal Ratenzah-
lungen zumutbar sind.
Richter am KG Urban Sandherr, Berlin

mitBetr.
hörde

& r Z
n der

Höchstgenze angemessen festzusetz en seln.

(Mitgeteilt vom Richter am LG Bemd Vr'eidig, Saarbrücken)

DAR-Hinweis:
S.a. AG Lüdinghausen ,,Grundsatz der Verhälmism?ißigkeit bei der Vollstte-
ckürg von geringen Geldbußen" DAR 2005, 649; LG Münster,,Erzwingungs-
haft bei Empfüngern von ALG tr" DAR 2006, 343; LG Lünebug, Unzulässig-
keit der ,,Erzwingungshaft auf Bew?ihruig" DAR 2011, 544 [(Ls.) rn. Anrn.
Sandhenl

das Rechsmittel Erfolg hat, sind die Kosten des Be-
und die notwendigen Auslagen des

der Landeskasse aufzuerlegen (Meyer-
53.Aufl., $ 473 Rdn. 2).

Für das weitere Verfahren weist die Kammer darauf hin,

Das LG lässt die interessante Frage, ob gegen Untersuchungs-
und Strafgefangene Erzwingungshaft angeordnet werden kann,
dahinstehen (Leitsatz 1), Das LG Mainz hat in einer älteren Ent-
scheidung (vgl. DAR 1974, 108) ausgeführt, der lJmstand der In-
haftierung bedinge längst nicht die tulittellosigkeit des Betr. lm
,,Göhler" war zuletzt die Auffassung vertreten worden, bei Straf-
gefangenen sei jedenfalls dann von Zahlungsunfähigkeit auszu-
gehen, wenn bereits ein erfolgloser Beitreibungsversuch unter-
nommen worden sei. In der neuesten Auflage wird hiervon aller-
dings mit dem Anraten, ,,während der Vollstreckung einer Frei-
heitsstrafe ... Zurückhaltung' zu üben, vorsichtig abgerückt
(Göhler/Seitz, OW|G, 15. Aufl., S 96 Rdn. 15). 14.E. steht die
Inhaftierung des Betr jedenfalls nicht grundsätzlich der Anord-
nung der Ezwingungshaft entgegen. zunächst einmal ist näm-
lich festzustellen, dass das Existenzminimum des Betr. in derJu-
stizvollzugsanstaltgesjchert ist. Ez ielt der Betr. ein Einkommen,
z. B, weil er arbeitet, so hat er den verfügbaren Teil des Einkom-
mens i.d.R, für die beizutreibende Geldbuße einzusetzen. Nicht
übezeugen kann der Einwand, die Ezrdingungshaft sej in diesen
Fällen ungeeignet und damit. unverhältnismäßig, weil sich ein
Strafgefangener von der Aussicht, einige Zeit länger in öffent-
licher Verwahrung veöringen zu müssen, grundsätzlich nicht be-
eindrucken ließe {so aber Eisenberg, NZV 2007, 102). Das er-
scheint schon deshalb zweifelhaft, weil die ggf. geringere Haft-
empilndlichkeit eines Strafgefangenen nach 5 96 Abs. 3 OW|G
bei der Dauer der zu verhängenden Erzwingungshaft berücksich-
tigt werden könnte. Auch begegnet es keinen durchgreifenden
Bedenken, dass gegen einen bereits Inhaftierten zur Vollstre-
ckung der Erzwingungshaft Haftbefehl zu erlassen ist. Denn es

g 69 Abs. 2 Nr 2 stcB, U I a. , *.. , 
""u 

(ooweichen vom 19
Fahrerlaubnis€ntzug nach $ 69 Abs, 2 Nr. 2 StGB bei nachvollziehbarer
Auseinandersetzung mit Alkoholproblematik)

Von einem Fahrerlaubnisentzug nach $ 69 Abs. 2
Nr. 2 StGB kann bei einer festgestellttn Alkoholfahrt mit
1,92%o abgewichen werden, wenn der Betr. substantüert,
detailliert, plausibel und nachvollziehbar darstellen und
mit belegten Fakten - u.a, durch Einholung eines posi-
tiven medizinisch-psychologischen Gutachtens - unter-
mauern kann, wie er sich seines Alkoholmissbrauchs be-
wusst geworden ist und wie er zu der Entscheidung ge-
kommen ist, künftig gänzlich auf Alkohol zu verzichten.
(Leitsatz der Redakion)

AG München. Uneil  vom 6. 9. 20 I I  (91I Cs 488 Js 105226/l  l )

ADAJITR-Archiv Dok-Nr. 96299

Aus den Gründen: DerAngekl. war in den Abendstun-
den des 18. 1. 201I bei einem Freund zu Besuch, der nur ei-
nige Hundert Meter vom, Haus des Angekl. entfemt wohnlaft
ist. Ein gemeinsamer Freund war aufhagische An undWeise
verstorben urrd der Angekl. trank erhebliche Mengen Alko-
hol, nach seiner Rekonstruktion etwa dio folgenden Mengen:
Drei halbe Bier und etwa sieben Gläser Wein. Der Angekl.
verließ dann clas Haus seines Freundes und setzie sich hüter
das Steuer seines Kfz, eines Fahzeugs dei Marke Aüdi mit
dem amtlichen Kennzeichen um die:lgesshecke von etwa 500
Metem zu seinem Wohlhaus zurückzülegen. Auf der Höhe
S. Sh. und J. Weg in München wurde derAngekl, gegen 23:30

zringmgshaft in Befacht kommt, da auch ein bestimmte!
nicbt gezahlter f:illiger Teilbetrag einer gewährten Zahlungs-
erleichterung der Erzwingungshaftanordnung nach $ 96
Abs. I Ziff. 1 OWiG zugänglich ist. Deren Höhe wird zudem
unter Berücksichtigung der in $ 96 Abs. 3 OWiG festgelegten
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Uhr einer allgemeinen Verkehrskonrolle u{lerzogen D^er An-
sekl. wies eine BAK von mmdestens l,yz vromille aur'

Der Aneekl. ist verheiratet und hat einen Sohn im Alter
von 13 Jahrä. Der Angekl. trank in der Vergangenheit ver-
stärkr Alkohol. Der Angekl. hatte zulächst eme Karnere als
orofessioneller Skirennläufer angestrebt. Djeses Zjel kon-nte
äi wesen einer schweren Verletzung nicht mehr errejchen Er
-britit" in d"t Folgezejt als Skileher in z und üank anläss-
lich dieser Tätiskeii kontinuierlich erhebliche Mengen Alko-
ioi. Äuch in deinäheren Vergangenheit hat derAngekl regel-
Ääßje erhebliche Mengen alkoholiscber Getränke zu sich ge-
nomÄen und auch naCh seiner Einschätzung Alkoholabusus
tetrieben. Nach der hier verfahrensgegenständlichen Trun-
kenheitsfahrt vom 25. l. 201 I hat derArgekl. allerdings seln
Alkoholproblem begriffen und damit begomen' dreses tn den
Griff zu bekomrnen'

Die seschilderten persönlichen Verhältnisse beruhen
ausschließ'iich aufden Angaben des Angekl.

Der Aneekl. ist straftechtlich und verkehrsrechtlich
nicht in Ersc-heinung getreten - Die relevanten Auszüge aus
ä"r B*d".r.nttukögister und dem VZR sind ohre Einna-
gunge!.

Der Ansekl. hat zwar im Rahmen seiner psycho)ogi-
schen Betreüuns und der Aufarbeitung seines Alkoholprob-
lems zwei wejte-re, auch geahndete, Trunkenheitsfahrten aus
den Jahren 1996 und 2003 eingeräumt In der Haupwerhand-
Iuns vom 6. 9. 2011 hat der AnEekl. diese Vorfdlle auch bestä-
tist:Obschon der Angekl. clamit fieiwillig dieseYerfehlungen
zum Geeensland des Verfahrens gemacht hat. durlten sle zur
Üuä.i",isune des cerichts nichizum Nachteil des Angekl
verwerteiwäden. Die entsprechende gesetzliche Regelung in
S 5l Abs.l BZRG ist insoweit eindeutig. Es kommt nach dem
klaren Wonlaut der Regelung nicht darauf an. aus welcher
b*ii. A. tnlottution 6ezüg-iich einer strafrechtlichen Alu-
Ärns konmt. Da die durch dän Angekl. geschildenen VorPil-
le aich im VZR bereits getilgl sind" greift auch die Ausnah-
meregelung des $ 52 Abs.2 BZRG nicht.

. Nach seinerVerfehlung vom 18 1.20l1hatderAngekl'
damit beqonnen sich nachhähig und bewusst mit seiner Per-
ionliihkäit und seinem Alkoholabusus auseinanderzusetzen'
Seädem ZS. t. 2Ol1' varzichtet der Angekl. vollständig auf
den Konsum alkoholhaltiger Gehänke.

Der Ansekl. hat zu seiner Motivation il der Haupwer-
ftanaehns iusführliche, iederzeit nachvollziehbare und
eiJbh;ftä Anguu"n gemacht Er hat dargestellt, wie er.in.der
Versansenheit musterhaft gezielt nach Anlässen gesucht nal'
um-veräehn Alkohol ninken zu können. So hat der Angekl
wOclenttich Freunde zum Abendessen eingeladen; bereits
während der Zubereitung des Essens hat er dann zehn kleme
SGi^ 0,1:t verkonsumfen. Während des Essens hat er dann
weiier Weh getrunken. Der AngekJ. hat den Grund für seinen
i*ee unaau;mA"o akoholabusus darin erkamt, dass er den
ÄüIohol mit seiner dämpfenden Wirkung benötigt hat Er.war
nicht in der Lage, serhe Emotionen zu verarbelten und dlese
äi.oo-*Uit"i Über therapeutische Maßnahmen hat der
Ansekl. nun erlernt, auch ohnö die dämpfende Wirkung des
Alliohols mit seinen Gefühlen zu leben und mit seinem sozta-
ien Ümiäto iib"t aiese zu sprechen. Er hat für--sich eingesehen,
dass er nicht etwa wegen des Geschmacks Alkohol getrufl(en
hai. sonOern vieltnehi wegen der Wirkung. Er hat femer ak-
)äi"n. Jili äiir""sum-von Alkohol für ihn zu gefrihrlich
irii aä 

"t 
aies.n tornöglich nicht kontrollieren karu: und die

ö,ir"rn ü*iüi, o"* erln den Alkoholismus abrutschen wird'

Der Angekl. geht in seinem privaten und beruflichen
Umfeld offen"siv m'it seiner ablehnenden Haltung behetrend
Alkohol um. SeineFamilie, seine Mitarbeiter im Biko und-ser-
ne Geschäflsparmer akzeptieren den Entschluss des Angekl'

Die vorstehenden Ausführungen beruhen auf den durch-
wes glaubhaften und plausiblen Angaben des Angekl. sowie
auf-w-eiteren Erkennmi squel len.

DerAneekl. unterzog sich am 17 3. 2011, 14 .4.2011.
l.'7.2011r.rid 4. 8. 20tf vier Urinkontrollen zur lJberprü-
fune seines Alkoholverzichts. Diese vier Kontroilen wxrden
duräh die nima-mou GmbH in München durchgefülrt und
verliefen sämtlich neqativ Sie wurden kurzfristig angeküa-
difi. der Ansekl. musite sich mil seinem Personaldokument
auiweisen. d]e Urinabgabe wurde unnitlelbar optisch über-
wacht. Diese Feststelluhgen sind in dem Zenifikat der pima-
mpu GmbH vom 21. 8. 2011 dokumenttert.

Der Angekl. hat im Zeitraum zwisch endem21.2 20ll
und dem 21.-8. 2011 bei der Institution ,,IVTHö" mit Sitz in
Be in und München einen sogenannten ,,KBS-Kurs" (Kurs
zur Besserunq und Sicherung vor der Gerjchtsentscheidurg)
und einen roi"nuttnten,,KBS-Langzeitrehabilimtions-Kurs"
(Kurs zur Wiäderherstellung der Eignung auch i.S d Kriteri-
än des Verwaltunesrechts; abgeschlossen. Die Institution
IVT-Hö ist durch die BASt akl<redilien. DerAngekl. hat dort
inspesamt l3 Stunden intensive Beratung sowie 23 Einzelthe-
raoiestunden und 23 Therapieshrnden im Rahmen einer klei-
nen Gruope von bis zu fünfTeilnehmem besucht Der Leiter
der IVT-fio führt beheffend den AngekJ. mit Bescheinigung
vom 5, 9. 201 I aus: ,,Es ist davon auszugehen, dass auch bel
Herrn M. aufsrund des bereitsjeut erfolgreich abgeschlosse-
nen KBS-Lanigzeit-Rehabilitations-Kurses und aufgrund der
damit einhergöhenden von ihm persönlich nachweislich ein-
geleiteten Veiänderungen in seinem Leben und in seiner Ein-
itelluns mit hoher Mh.rscheinlichkeit ein (...) entsprechen-
der Reiabilitationserfolg zu erwarten ist."

Der Aneekl. hat wiederum bei der Firma pima-mpu
CmbH Mündhen ein privates Medizinisch-Psychologisches
Gutachten in Auflrag gegeben. -Die Diplompsychologin Dr.
K. kam nach der Begutachhrng des Angekl. In rh-rem-scnflnll-
chen Gutachten vom 5. 9. 201 1 zu dem lolgendem .hrgebnrs:
..Es ist nicht zu erwarten, dass Herr M. auch zukünftig ein
i(fz unter Alkoholeinfluss führen wird und es liegen als Folge
eines mkontrollierten Alkoholkonsums keine Beeinträchti-

körperlichen Untersuchung ergeben.

Die Gutachterin erörtert welter,

Der Angekl. habe die Bedingungen sent
schau[öh und nachvollziehbar eiklären
Auslöser als äußere Bedingungen und t
sönlicbkeitsspezifische Hintergründe l
missbrauch stimmig erläutern können- .ämissbrauch stimmig erläutern können- Au
zutreffenden Selbsteinschätzung habc ilci

Arqrüd'
dcrASü

wandt und gesprächsbereit gewesen sei: er habe
und selbstkritiich zu seiner Alkoholproblernao:t
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ziehbar seinen Umgang mit Alkohol verändert. Aufgrund ei-
nerliefgehenden.und intensiven Aufaöeitung seinerAlkohol-
problematik sei eine positive Verhaltensprognose für den An-
gekl. erstellbar. Er habe u.agfähige Strategien erarbeitet, um
zuldnftigen Alkoholkonsum ausschließen zu können. Die
Gutacherin fibrt aus, dass bei dem Angekl. auf einen ausrei-
chend stabilen Alkoholverzicht seschlossen werden könne
und eine erhöhte Wiederauffalleiswahrscheinlichkeit nicht
mehr zu begründen sei.

Das Gericht legt die Schlussfolgerungen, die in dem
Gutachten vom 5. 9. 201I gezogen werden. seiner Urteilsfin-
durg zugrunde. Das Gutachten ist zur lJberzeugung des Ge-
richts methodisch einwandfrei sowie iedeneit nachvollzieh-
bar und plausibel.

Die Fahrerlaubnis musste dem Angekl. nicht entzogen
werden. Das Gericht war sich der gesetzlichen Regelung in
$ 69 Abs: 2 Nr. 2 SIGB bewusst und hat nicht verkallnt, dass
es sich vorliegend um einen Regelfall des Fabrerlaubnisent-
zugs handelt und class gem. $ 13 S. 1 Nr 2 litera c) FeV vor
einer etwaigen Wiedererteilung der Fahrerlaubnis ein positi-
ves medizinisch-psychologisches Gutachten (MP[I) zurFahr-
eignung vorliegen muss. Beirn Entzug der Fahrerlaubnis han-
delt es sich um eine Maßregel der Besserung und Sicherung
und gerade nicht um eine Stiafe im engeren Sinne. Allein ausl
schlaggebend ist der Umstan4 ob der in der Tat zum Aus-
druck gekomrnene Fakeignungsmangel zum Zeitpunkt der
Durchführung der Hauptverhandlung beseitigt worden ist
oder nicht..Das Gericht hat sich für die Beurteiluns dieses As-
pektes mit der folgenden Fragestellüng befasst: Hat der Ange-
id. hiffeichende Sihrine untämommei, um seinen gravieä-
den Eignungsmangel, der im Alkoholabusus und der fehlen-
den Fähigkeit zur Trennung von übermäßigen Alkoholkon-
sum und dem Führen eines Kfz zu sehen war. in Weefall zu
bringen? Das Gericht hat diese Frage unler där Prämi-sse ge-
prüft, dass der Angekl. insoweit die Beweisführungslast und
die Beweislast zu trasen hat.

Der Angekl. hat substartiiert, detailliert, plausibel und
nachvollziehbar darstellen können, wie er sich seines Alko-
holmissbrauchs bewusst seworden ist und wie er zu der Ent-
scheidung gekomrnen ist]zuki.inftig auf Alkohol gänzlich zu
verzichten. Das Gericht konnte die Darstellung des Angekl.
jederzeit nachvollziehen; sie beschränkte sich nicht auf den
bloßen Wunsch des Angekl., möglichst rasoh seine Fahrer-
laubnis wiederzuerlangen. Der Angekl. korurte überzeugend
darlegen, wie er auf seine gesamte Persönlichkeit und sein so-
ziales Umfeld durch die Beseitigung des Alkoholmissbrauchs
positiv EinIluss nehmen will. DerAngekl. konnte seine inne-
re Motivation plausibel bescbreiben; in seiner Darlegung be-
schränlde er sich nicht auf bloße Phrasen und leicht durch-
sohaubare Allgemeinplätze, die das Gericht in Zahnlichen Situ-
ationen schon in einer Vielzahl sich anhören musste. Sohr zu
Gunsten des Angekl. witdigte das Gericht den Umstan4 dass
der Angekl. die beiden weiteren Trunkenheitsfahrten gerade
nicht verschwiegen hat, sondern sie efulich und einsichtig
eingeräumt hat, obschon er sie ohne weiteres hätte vertuschen
können.

Entscheidend war aber letztendlich, dass der Algekl,
diese plausible Darstellung mit belegten Fakten untermauem
komte. Das Gericht musste sich insoweit nicht auf das bloße
Wort des Angekl. verlassen. Der Algekl. hat diverse Schdtte
unternommen, um seinen Alkoholabusus nachlaltig in den
Griff zu bekommen. Ein positives medizinisch-psychologi-
sches Gutachten wurde eingeholt. Seit der Sicherstellung der
FahIerlaubnis am Tattag ist mit mehr als sieben Monaten axch
ehe ausreichende Zeitspanne verstrichen; es ist grundsätzlich
vorstellbar, dass eine nachlaltig motivierte und willensstarke
Person wie der Angekl. in diesem Zeitraum auch einen statt-
gehabtenAlkoholmissbrauch erfolgreich bewältigen kann.
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Die Regel Wirkung des g 69 Abs.2 Nr 2 SIGB isr damjr
zur vollen Uberzeugung des Gerichts widerlegt. Der Angekl.
,ist wieder zum Führen von Kfz
sich mit seindr Entscheiduns im
LG Passau in dem Urteil vom 26.
106 Js 16931/06). des LG Old
9, (DAR 2002, i2, des LG I
11. 4.2008 ( Al<Ierueichen 24a
dam -il dem Urteil vom 8.
188/03).

Mitgeteilt von Rechtsanwalt utrd Fachanwaltfür Shafrecht
Dr. Alexander Deichstetter, München

x

$S 28 Abs. 4 S. I Nr. 2,46 FeV; g 3 Abs..1 SwG;Art. 1Abs. 2, 20
7 Äbs, 1, 8 Abs. 2, Abs. 4 Richtlinie 91/439/EWG (Wohnsitz im Aus-
stellerstaat für Anerkennung de! EU-Fa1|re rlaubnis erforderlich)

Die in einem anderen EU- oder EwR-Mitglie.lstaat
erteilte Fahrerlaubnis berechtigt von Anfang an nicht
zum Führen von Kraftfahrzeugen in Deutschland, wenn
der Betroffene bei der Erteilung seinen ordentllcheh
Wohnsitz ausweislich der von Eur-opäischen Gerichtshof
geforderten Nachweise nicht im Ausstellermitgliedstaat
hatte. Diese Rechtsfolge ergibt slcb unmittelbar aus g 28
Abs, 4 Satz 1 Nr. 2 FeV; es bedarf nicht zusätdich einer
Einzelfallentscheidung dbr deutscheir Fahrerlaubnlsbe-
hörde.

BVerwG, Urteil vom 25. 8, 201I (3 C 25.1b) (VGH Müncüen)

ADAIJR.tuchiv Dolc-Nr. 96179

I Sachverhal!: Die Beteiligten streiten um die Berechiigung dei.Kl.; v6n
seiner'in der Tschechischen Reoublik'erworbenen Fabrerlaubnis in Deutsoh:
land Gebrauch zu machen.

2 Dem Kl. wurde im ADril 1998 durch Strafurleil die deutsche Fabrer-
laubnis wegen fahrlässigerTÄnkenleit im Verkehr (Blulalkoholgehalt von 1,7
Promjlle) entzogen und eine Sperrfrist von 10 Monaten fiir die Wiederertei
IunB festgelegl. Eineo AnEag aufNeueneilug nahm der Kl, zudck. nachdem
ein im April 1999 erstatteles medizinisch-psychologisches Gutachren zum
Ergebnis käm, es sei nicht hiireicbend sicher auszuschließen. dass er emeul
ein Kfz unrer Alkoholeirdluss Iühren werde. Einen weiteren Neuerleiluresan-
hag lehnte das LRA im Oktober 2000 ab; iach dem medizinisch-psycEolo-
sischen Gutachten vom I . 3. 2000 war mit überwiesender wafuscheinlichkeit
tu erwafen, dass der Kl. auch kä::Itig din Kfz unier Alkoholeinfluss fü!,red
lverde.

3 Am 26. ll. 2004 erwarb der IC. in der Tschechischen Republik eine
Fabrerlaübnis der Klasse 3; im dort ausgestellten Fül,ierschein ist als stän-
diger Wohnsitz ein Ort in Deutschland angegeben. Am 20. 2. 2006 würde dern
Kl. in Tschechien zusäElich die Falrerlaubnis der Klasse C erteilt und ihm ein
Deuer Fülrcrscheil ausgestellq auch in diesem Führerschein ist ein deutscher
Wolhsitz eingehagen.

4 Als der Bekl. alavon Kenntnis erhielt, wies er den Kl. mit Schreiben
vom 10. I 1 . 2008 darauf hin, dass ihm der tschechische Fülrerschem wegetr
seines st?indigen Wohnsitzes in der Bundesrepublik zu Unrecht erteilt rir'orded
sei und ihn nach $ 28 Abs. 4 Nr. 2 und 3 der FeV (FeU nicht zum Fübren von
Kfz im Inland berechtige. Der Kl. wurde aufgefordert, den Fübrerschein zur
Einhagung eiDes Sperrvermerk vorzulegen. Dieser Aufforderuug kam el
nichi nach üird legte Widerspruch ein. Mii Bescheid vom 9. 12. 2008 fordert€
das LRA den K[ unter Ar&ohung eiDes Zwangsgelds auf, selrrerl Füfuer-
schein vorzulegen. Mit Bescheid vom 30. 12. 2008 drohte €s ilun die Anwetr-
dullg unmittelbaren Zwangs an. Auch gegen diese Bescheide legte der Kl.
Widerspruch ein, deII die Regiening von Schwaben mit Widerspruchsbescbeid
vom 25. 5. 2009 zurück$r'ies. Der Kl. legre dem LRA daraufbin seinen 6che-
chisohen Führerschein vor, in den eiD Sperw€rmerk für Deutschland eingeha-
geo wurde.

5 Dje Klage. m il der der Kl. dre Fes6rellung begehn. er sei berecbligt, mil
seiner arn 26. I I . 2004 in der Tschechischen ReDublik erteilletr Fahrerlaubnis
Foluzeuge der Klasse B in Deutschland zu fülltrei\ hat das vG abgewieseo.

6 Aus den Gründen: Die Berufung des Kl. hat der VGH
München zurückgewiesen. Zur Begrändung heißt es: Es sei
weder nach deutschem Recht noch nach Gemeinschaftsrecht
eine Einzelfallentscheidung der Falrerlaubnisbehörde gebo-
ten, um die Rechtsfolge des $ 28 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3
FeY die Nichtanerkenrrung der in einem anderen EU-MI-


